
Protokoll 

fiber die Landtagssitzung vom 26. März 1930 vormittags 9 Uhr . 

Gegenwärtig: Sämtliche Abgeordnete mit Ausnahme des Josef Liarxer 

Eschen,, Vilhelm Bti. chel Gamprin, und Emil Batliner Mauren, 

die wegen Krankheit entschuldigt sind. 

Regierungschef Dr. Josef Hoop 

Schriftführer: Anton Seger. 

Tagesordnung; 

1") Rechnungsabschl;; pse und 3evismonsberichte der Sparkassa, 

2, ) Gesuch der Brunnengenossenschaft Mittelschellenberg um Subventionie- 

rung einer neuen Brunnenanlage, 

3") dVa. rtegeld Tierarzt Matt im Unterland. 

4") Pensionsgesuch Marianne Erommelt, Tierarztenswitwe in 'Eschen, 

5") Ergebnis der Volksabstimmung van 2. Mdrz 1930 über die Proporzinitiative 

6") Uebernahme von Zollgeb*. hren fü. r das Eschenwerk auf das Land. 

7") Subvention der Sinzergenossenschaft Vaduz. 

Es findet zuerst eine Sitzung im Konferenzzimmer statt über Urelche 

ein eigenes Protokoll angefertigt wird. 

Fortsetzung im öffentlichen Landtag um 10 1/4 Uhr. 

--------------------------------------------------- 

": Jch möchte vor allem die neu eingetretenen vier Herren zur Mitar- 

beit einladen. Nach den Bestimmungen der Verfassung wären Sie eid- 

lich in Jhr Amt einzuführen. Jch bitte die Herren dies zur "Kennthis zu 
Eid 

nehmen. Jeh werde dann den m meiatmvorikesen und wenn Sie weiter nichts 

dagegen haben, so nehme ich an, dass Sie damit einverstanden sind. Die 

vorgenannten 4 Herren schwören in die Hände des Landtagsprrisidenten: 

" Jch gelobe, die Staatsverfassung und die bestehenden Gesetze zu halten 

mnd in dem Landtage das . Vohl des Vaterlandes ohne Nebonrücksichtten 

nach bestem Nissen und Gewissen zu fördern, so wahr mir Gott helfe! " 

Die 4 neu eingetretenen Abgeordneten leisten sodann den Handschlag. 
rýsident: 

Jch hotfe. dass die 4 Herren durch ihre Einsicht in unsere Landes- 

verhä, ltnisse und durch ihren guten Nillen das Nohl unseres Landes 
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fördern helfen. 
1ý. 

Es wird sodann das Protokoll der letzten Landtagssitzung verlesen, 

das genehmigt wird. 
48ident: Wir kommen zum ersten Punkt der Tagesordnung zum Geschäftsbericht 

der Sparkassa pro 1929. 

Derselbe wird sodann vom Präsidenten teilwesen vorgelesen Die ganze 

Lesung des Berichtes unterbleibt, weil insbesondere auch der Abg. Nal- 

ser erklärt, dass eine vollständige Lesung eines solchen[ Berichtes 

früher nie erfolgt sei. 

421dent: Jn der Finanzkommission hat in besonderer Weise der letzte Punkt 

des Vorschlages eine etwas regere Besprechung hervorgerufen, namlich 
6 

die Verteilung des Reingewinnes. Laut Gesetz würde der Reingewinn 

halb dem Reservefond, halb deut Landeskasse zugewiesen werden Die 

Frage war, ob der in Frage stehende Betrag ein wirklicher Reingewinn 

darsteile, die Ansicht der Abgeordneten war, dass atst das.., enige als 

Reingewinn gelten könne, was nach Verzinsung der Schuld, die vom Lande 

für die Sparkasse gemacht worden war, übrig bleibe. Die Finanzkommission 

fand es für billig, dass die Sparkassa diese Schuld des Landes für 

die Sparkassa wenigstens verzinse Jch möchte zuerst dem Herrn ýiegie- 

rungschef Gelegegheit geben, den Standpunkt der Regierung klarzustel- 

len. 

e-Chef"'Wir haben bekanntlich für die Sanierung der Sparkassa den Betrag von 

rund 1 1/2 Millionen ausgegeben, welche wir bei der Schweiz entlehnen 

mussten. Dieses Darlehen der Schweiz müssen wir verzinsen und zurück- 

zahlen. Nach dem Verteilungsschlüssel, wie ihn der Verwaltungsrat der 

Sparkassa vorgesehen hat, bekümen wir nur 55000 Fr während wir für 

die 1 1/2 Millionen zwischen 67,000 und 68000 Fr der Schweiz nur an 

Zinsen zahlen müssen. Wir haben deshalb bei der Regierung nicht ein- 

gesehen, warum nicht die gewiss schönen Reingewinne von 115,000 Fr 

wenigstens zu einem Teile zur Verzinsung dieser Schuld herangezogen 

werden solle ; wir sind auf dem Standpunkt gestanden, dase wenn die Spar- 

kassa nicht solche Kalamitäten durchgemacht hatte und derartige 

Verluste gehabt hätte, die auf irgend eine Weise hereingebracht werden 

mussten, die Sparkassa nicht berechtigt gewesen w, re, einen solchen 

Reingewinn von 115,000 Pr herauszuvirtsehaften, es wäre langst zuvor 
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ihre Pflicht gewesen, den Zinssatz zu ermässigen. Wir haben weiter uns 

vom Gedanken leiten lassen, dass in den nächsten Jahren die Anspr; lche, 

die an das Land gestellt werden, ganz enorme sein werden. Wir haben er- 

stens an Zinsen und Amortisationen* in etwa 3 Jahren eine Summe von 

rund 1 1/2 Millionen zu leisten, daheb: en wollen wir ja, wie den Herren 

Abgeordneten bekannt ist, andere wirtschaftliche Fragen lösen, was ganz 

bedeutende Summen verschlingen wird: Das sind die hauptsachlichsten 

Gründe gewesen, welche uns bewogen haben, den Betrag von Fr 100,000 

aus dem Erträgnisse der Sparkasse dem Lande zuzuweisen. Die Finanzkom- 

mission machte dann einen Vermittlungsvorschlag, der dahingeht, dass 

70,000 Franken dem Lande zuzuweisen und der Rest dem Reservefond der 

Sparkassa zuzuweisen sei. Das ist im Wesentlichen, was ich dazu zu beme- 

ken habe. 
rident: 

Jst vielleicht jemand der Herren die zugleich Mitglieder des Verwal- 

tungsrates der Sparkassa sind der zur Sache Stellung nimmt. 

spalt: Herr Ptäsident, meine Herren! Gestatten Sie, dass ich zu dieser Frage 

kurz, zum Teil meine persönliche Auffassung, zum Teil jene des Verwaltung - 

rates der Sparkassa zum Ausdrucke bringe Den Ausführungen des Herrn Re- 

gierungschefs kann ich als Nahrer der Jnteressen der Sparkassa nicht bei- 

pflichten, wenigstens nicht im vollen Umfange, denn die Beistellung des 

Sanierungskapitals war eine durch das Gesetz gegebene Verpflichtung des 

Staates . Wir haben ja letzter Jahr und auch heuer wieder dankbarst 

betont, dass der Staat die Ausfallhaftpflicht in so guter Weise gelöst 

hat. Eine Verpflichtung zum Zinsenersatze, ist, soviel uns bekannt ist, vom 

Verwaltungsrat der Sparkassa nie betont und nie in Frage gestellt worden 

und wir glaubten daher, dass der-ätaatt durch eine Beteiligung von 

55000 Fr an dem lieingewinn der Sparkassa die Pflichten der Sparkassa 

an den Staat in vollem Umfange erfüllt seien nachdem vorausgehend be- 

reits 35000 für die Verzinsung des Dotationakapitals abgeführt bezw. für 

diesen Zweck bestimmt worden sind. Jch verweise darauf, dass die Spar- 

kassa 1/2 % mehr Zins zahlt x= für das Dotationskapital als der Staat 

für das betreffende * Darlehen, was bei ganzjähriger Verzinsung den Be- 

trag von Fr 5000. - ausmacht. Dieser Reingewinn, der verhältnismässig 
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hoch ausgefallen ist, konte dadurch erzielt werden, dass seitdem der 

neue Verwaltungsrat seine Tätigkeit aufgenommen hat, er immer der 

Ansicht war, er sei dazu hestimmt, Ordnung in die Verwaltung der Spar- 

kassa zu bringen. Er hat sich auch von dort an angelegen sein lassen , 
möglichst billiges Geld vom Auslande zu bekommen uhne das vom Jnland 

zur Verfügung gestellte Geld zu belasten. Andererseits hielt es der 

Verwaltungsrat für seine Pflicht di e Zinssätze für die Darlehenshehmer 
e 

an Einheimische, an das Gewerbe und die Landwirtschaft günstiger zu 

gestalten. Man hat dabei sich vor Augen zu halten, dass mit Schwankungen 

im Zinesatze dort�zu rechnen sei, wo beträchtliche Mittel in Anspruch ge- 

nommen sind, z. BYausländischenBanken . Wir waren einhellig der Ansicht 

in den Zinssätzen den einheimischen Darlehens$4 in erster Linie 

entgegenzukommen, die einheimische Wirtschaft zu entlasten ohne die 

einheimischer Einleger zu berühren. iVenn wir bedenken, dass Art. 3 des 

Sparkassagesetzes sagt, dass das Dotationskepital mit Einschluss des 

Reservefondes stets zumindest zehn vom tdunlert ( 10% ) aller fremden 

Gelder und sonstigen Verbindlichkeiten an Dritte ausmachen soll, so 

müssen wir sagen, dass es angezeigt ist, wenn die gesetzliche Bestimmung 

des Artikels 40 des Sparkassagesetzes auch heuer unberührt gelassen 

wird. Wir möchte eine @esetzesanderung in dieser : iiehtung dringend 

vermieden wissen. Die Bilanz zeigt Jhnen dass heute rund 9 Millionen 

fremde Mittel bei der Sparkassa eingelegt und t, tig sind. Nun haben 

wir wohl 1,200,000 Reserven mit Einschluss des Dotationskapitals aber 

wenn die Verrechnung der Sparkassa so anhält wie in den letzten Jahren, 

so würde dann, wenn man die Auffassung der Regierung in die Praxis Um- 

setzen wollte, und den ganzen Reingewinn dem Staate zuführt, in 2 Jah- 

ren schon die Notwendigkeit da sein, im Sinne von Art. 3 des Sparkassa- 

gesetzes das Dotationskapital zu erhöhen. Als :ý unser Vorschlag stützt sich 

nicht allein auf den klaren Nortlaut des Gesetzes sondern erscheint 
dass 

auch als eine Verwaltungsnotwendigkeit, w wir uns nicht von dem Au- 

genblick leiten lassen und daran nicht rühren. Gestatten Sie einige 

Vergleiche: Die Bank in Buchs hat 1 1/2 Millionen Aktienkapital 

und daneben 770,000 Reservefind. Die Kantonalbank des Kantons Grau- 

bünden verfügt über ein Dotationskapital von 30 Millionen und einen 
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Reservefond von 8-9 Millionen Franken. Die kleine Bank Wartau-Seve- 

len hat Aktienkapital von 600,000 Franken und einen ieservefond 

von 356,000 Franken Die Sparkassa Au hat auf einem vex'hältnis- 

mässig kleinen Geschäftskreis ein Aktienkapital von 11 1/2 Millio- 

nen Franken und einen Reservefond von 1,750,000 Franken. Unsere 

Sparkasse ist noch nicht soweit, dass man sagen könnte wir können 

mit der Zuweisung der Reserven aufhören. 

Da möchte ich dringend abraten, dass man nachdem man im Jahre 1929 

das Gesetz gemacht hat 
, und überlegt hat nach allen Seiten, dass man 

1 Jahr später in einem der wichtigsten Belange dasselbe abändert. u, 

zwar gerade in jenem Belange, der für das Ansehen und den Kredit des 

Jnstitutes sowohl im Jnland als auch gegenüber dem Auslande von be- 

sonderer Bedeutung ist. Jn diesen Ausführungen weiss ich mich mit dem 

ganten Verwaltungsrat vollkommen einig, 

Der Finanzkommissionsbeschluss würde vorsehen, dass zu den gesetz 

mässig dem Staate zu überweisenden Anteile von 55000 Fr noch ein wei- 

terer Betrag von rund 15000 Fr an den Staat zu überweisen wäre, indem 

der Staat für die Verzinsung der Sanierungsschulden aufkommen muss. 

Hier möchte ich vor allem sprechen als Mitglied des Verwaltungs- 

rates. Aus einer Reihe von Erwgägungen heraus wäre es sehr zu bedau- 

ern, wenn der Antrag, wie er heute durch den Landtagspräsidenten hier 

verlesen worden ist, abgeäädert würde. 

Jch möchte da offen sagen, dass wir mit der Bilanz wie sie heu- 

te vorliegt, glaubten, es sei unsere Pflicht, so zu handeln nachdem 

wir bereits eine grössere Transaktion von Geldern durchgeführt haben. 

Es waren noch 2 grössere Beträge an Schweizerische Banken die mit 

5 1/2 % zu verzinsen waren. Wir hatten von anderen Bankinstituten 

Offerten zu günstigerem Zinsfusse erhalten. Wir hielten es für un- 

sere Pflicht, diese teueren Gelder abzustossen und billigere zu holen. 

Jn der Annahme dass die Gesetzesauslaggung über jeden Zweifel er- 

haben sei , haben wir auf Grund der vorliegenden Bilanz jenes Geschäft 

abgeschlossen und sie werden begreifen, wenn wir zu einer Schweizeri- 

schen Bank kommen und dort eine Bilanz in guten Treuen vorlegen, wie 
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aieer : 

sie uns vorliegt, und wenn dann die Bilanz gedruckt erscheint, 

sagen müssen, dass die Zuweisung zum Reservefond nicht so erfplgt 

wie man gesagt hat, so ist das nicht günstig. Nach aussen hin 

wird es auch ebenso Ungünstig wirken, wenn heuer schon der Artikel 

40 des Sparkassagesetzes abgeändert würde. Venn der Finanzkommis- 

sionsbesehluss Wirklichkeit würde, muss es so eingeteilt werden, 

dass diese 15000 Fr eben nachträglich auf Rechnung der 1930 Spar- 

kasssrechnung allenfalls dem Staate zugewiesen werden$ mit an- 

deren Gor ten, dass diese Bilanzwie sie ihnen heute zur Genehmigulg 

vorliegt, und beantragt ist vom Verwaltungsrat der Sparkassa audi 

in dieser Form genehmigt wird. 

Wir zwei auf dieser Bank sollten zwei Seelen in uns haben, die ei- 

ne als Landtagsabgeordneter, die andere als Mitglied des Verwal- 

tungsrates der Sparkassa. Der Herr Verwaltungsratspräsident hat 

sich sehr ausführlich über die Sachlage ausgesprochen und ich kam 

mir jede Wiederholung ersparen und mich nur in jeder Beziehung 

seinen Ausführungen anschliessen. Nur einige Bemerkungen möchte 

ich mir erlauben. Die erste Voraussetzung für das Gedeihen einer 

öffentlichen Sparkasse. ist das Vertrauen, das der Kundenkreis zu 

ihr hat. Dieses Vertrauen zu unserer Sparkassa ist bekanntlich 

durch die Ereignisse vor zwei Jahren schwer erschüttert ' worden. 

Durch die 2xzg Befriedigung der Ausfallshaftung des Landes 

ist dieses Vertrauen wieder hergestellt worden und ist erhöht 

worden durch die Beistellung des Dotationskapitals seitens des 

Landes Jetzt betrachte ich es für gefö. hrlich, dass dieses Vertrai* 

en einen starken Rückschlag bekommen soll. Nie der Herr Regie- 

rungschef argumentiert, sei seitens der Sparkasse. eine gewisse 
sei 

Verpflichtung vorhanden/jene Beträge, welche das Land als Garant, - 

als Bürge der Sparkassa für diese usfal. lshaftung gezahlt hat, 

etiiiituii zu verzinsen. Dieses Argument könnte sehr gefährlich 

sein, das wäre ein Umstand, der das Vertrauen zur Sparkassa stark 

erschüttern könnte. Joh würde davon abraten, nach aussen mit einem 

solchen Grunde zu kommen. Wenn der Herr Regierungschef des Nei- 

teren ausführt dass wenn diese Ereignisse nicht gewesen waren, 
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so wäre es überhaupt eine Unverantwortlichkeit seitens der Sparkassa, 

einen so grossen Reingewinn herauszuwirtschaften, so möchte ich nur 

noch anführen, dass diesbezüglich im Laufe des Jahres ganz unmöglich 

sohon genau gesagt werden kann, wie der internationale Geldmarkt sei 

dass unmöglich genau vorausgesagt werden kann, wie die Jahresbilanz 

abschliessen wird und dass vorsichtshalber doch immer so gewirtschaf 

tet werden muss, dass wir wenigstens kein Defizit haben. Nir sind der 

Sparkassa einhellig der Ansicht mit der Sparkassa ala öffentlichem 

Jnstitute im Jnteresse aller Landesbürger zu arbeiten nicht auf ei- 

nen grossen Gewinn zu schauen, aher das genau vorzusehen, dass am Ende 

vom Jahr Null von Null aufgeht, idird man keinem Geschäftsmanne zumu- 

ten. Wir werden auch in Hinkunft bestrebt sein, diesem Punkte vpll- 

kommen Rechnung zu tragen. 

'Buýhel: Joh begreife sowohl den Standpunkt des Herrn Regierungschefs als auch 

den Standpunkt der 2 Abgeordneten die zugleich Mitglieder des Ver- 

waltungsrates der Sparkassa sind. Die Ausführungen des Herrn Regie- 

rungschefs sind ganz richtig, wenn es möglich wäre, ohne die Sparkassa 

zu schädigen und das Vertrauen zu ihr zu untergraben, müssten: it die Re- 

gierung unbedingt darauf bestehen,. auf eine Art einen Rückersatz aus 

der Sparkassa zu holen. Joh begreife auch den Standpunkt der Äbgeord- 
n 

neten Walser und Ospelt, dass man die Sparkassa aufbauen muss. 

Es wird ja heute niemandem einfallen, an dem Vorschlag der Finanzkom- 

mission zu rütteln, sodass wir uns jedes weitere dort über diesen Punkt 

ersparen können. Joh glaube dieser Vorschlag wird angenommen. Jm übri- 

gen unterstütze ich den Standpunkt des Regierungschefs, dass zu einer 

Zeit, wo die Sparkassa es aushält, der Zinsfluss so gehalten wird, wie 

bei anderen Banken und dass das Land soviel als möglich darauf 

schauen' muss, wieder etwas von der Sparkassa ersetzt zu bekommen 

für die Ungeheueren Auslagen des Landes. 

&. Ohef& Regierungsrat Büchel hat schon befürwörtet auf den Vorschlag der 

Finanzkommission einzugehen, ich möc_-te aber zur Stützung meines 

Standpunktes doch einige Bemerkungen wiederholen, vo i deren Stich- 

haltigkeit ich 'überzeugt bin. Der Herr Abg. Walser hat gesagt, dass 

2 Seelen in ihrer Brust heute wohnen, ich nur eine Seele. Der 

Feuereifer mit denen sie( Wals. er u. Ospelt) für die Sache der 
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Sparkassa eintreten, sucht ihresgleichen.. Doch wird eine Gefahr für die 

Sparkassa nicht bestehen, wenn man sagt, dass die Sparkassa aus ihren 

Erträgnissen dem Lande die Auslagen wieder rückersetzt, die es für 

sie gehabt hat, denn es heisst in Art. 4 des Sparkassagesetzea, dass das 

Land für sä thliche Verbindlichkeiten der Anstalt, für deren Erfüllung 

ihre eigenen K'''ittel nicht ausreichen, haftet. Ein Konkur t, der wieder 

zu Vermögen kommt, ist verpflichtet, dem Gläubiger Genugtuung zu lei- 

sten. RatOspelt hat die Zinspolitik der Sparkassa gestreift und'hervor- 

geho>en, dass es ihnen gelungen sei, die Zinsfüsse herab; zusetzen, ohne 

den Einlagezins zu vermindern. Mit der Zeit wird das kaum zu machen 

Sein-. 'Nenn htan Geld zu niedrigeren Zinssätzen hinausgibt, muss man auch 

zur Herabsetzung der Einlagezinssätze schreiten. Die Zinsspannen sind 

ziemlich überall gleich. `Nenn nun die Sparkassa so weiter wirtschaftet 

wird sie aich in Zukunft einen entsprechenden Reingewinn aufweisen, 

sodasa die Bedenken nochmals untergraben sind dass das Dotations-zaPitel 

einmal zu niedrig wäre. üenn nun die Sparicassa eines Tages mit 

12 Millionen fremder Mittel arbeitet, so wird ganz bestimmt bei normaler 

Wirtschaft auch der Reingewinn entsprechend grösser sein, dann kann 

die Sparkassa mit höheren Reingewinnen auch den Reservefond entspre- 

chend chend äufnen, z. B. wenn sie 12 Millionen fremde Mittel hat, müsste sie, wenn 

sie gleich wirtschaftet wie in den letzten Jahren, einen Reingewinn von 

145 
, 000 ausmachen, ab zttglieh Dotat ionskapi tal. Sämt lich e Kunden der An- 

stalt wissen, dass diese eine entsetzliche Katastrophe durchgemacht hat, 

und dass man eine Gesundung nicht schon im nächsten Jahre erwartet. Ee 

gibt auch andere Banken, die ihr Dotationskapital wicht auf dieser Höhe 

halten. Aber diese Bemerkungen halte ich für berechtigt, glaube im übrigen 
dass man über Vorschlag der Fin. Kommission abstimmen kann. eer: Der Herr Regierungschef hat bemerkt, dass er von diesen zwei Seelen 

nur eine bemerkt habe. Es sind aber noch 12 andere Abgeordnete, die einen 

anderen Standpunkt als wir vert, bten, einnehmen können. Möchte nur 

noch zurückkommen auf die Ansicht des Regierungsohefs, dass eine gewisse 

Verpflichtung der Sparkassa bestehe, die vom Lande gezahlte Ausfallehaf- 

tung zu verzinsen und mit der Zeit wieder zu ersetzen. Joh bin nicht da- 
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gegen, dass der heutige Antrag der Kommission zum Beschluss erhoben 

wird, speziell mit der von Herrn Rat Ospelt beantragten Abänderung 

bezw. Formulierung, dass die 1929 er Bilanz nicht mehr abgeändert wer- 

den muss, das Mehr von 15000 Fr aus der 1930 Rechnung beglichen wer- 

den kann, aber ich machte sehr warnen, dass sich der Landtag die Ansicht 

des H. Regierungschefs zu eigen macht, und das als selbstverständliche 

Ansicht dieser Körperschaft betrachtet wird, oder gar in die Oeffent- 

lichkeit k8mmen würde, dass für die Sparkassa diese Ersatzpflicht, 

wenn auch auf Jahre hinaus verteiltiibesteht. Dies zu behaupten wäre, 

so glaube ich, der Ruin der Sparkassa. Jch weiss das Land braucht Geld 

und ich bin absolut nicht dagegen, dass die von der Sparkassa erwirt- 

schafteten Ueberschüsse mit der Zeit, wenn der Reservefond eine gewisse 

Höhe erreicht hat 
, von lande in Anspruch genommen werden, wenn auch 

Über die gesetzliche Norm hinaus. Aber eine solche Verpflichtung als 

selbstverständliche Sache heute von Regierung und Landtag anzunehmen, 

möchte ich, ich wiederhole das, als eine sehr gefährliche Sache an- 

sehen. Die Ansicht des H. Regierungsehefs dass die Sparkassa wie ein 

Konkursit dastehe, halte ich nicht für stichhältig. xt Eine solche 

Rechtslage halte ich nicht für gegeben. Das Land hat, diese Ausfalls- 

haftung wohl bezahlt als Bürge und Garant aber als gesetzlich Verpflidn 

teter und eine gesetzliche Pflicht zum Rückersatz dieser bezahlten 

Auafallehaftung kann ich nirgends herausfinden. Joh möchte noch davor 

warnen, dass diese Auffassung in die Oeffentlichkeit kommen kann. 
hef: 

Jeh hgbe nicht gesaät,, dass eine absolute rechtliche Verpflichtung 

zur Zurückzahlung und Verzinsung bestehe, in diesem . Falle müssten wir 

von der Sparkassa ja verlangen, dass sie jährlich unter diesem Gesicht& 

punkte auch wirtschaftet. Sie müsste dann vorgehen so wie etwa in einem 

Landesbudget und müsste einen gewissen Betrag für Amortisation der 

Schulden in Anschlag nehmen. Aber es wird mir jedermann recht geben, 

wenn ich sage, dass eine moralische Verpflichtung besteht, dass die 
--... .. v.. . ._.. e.. __ m_ ý m... _ ý.... ý . ý,, y.:. ýý. ýýý.., _». .. s s< 4... 4,, wý 

Sparkassa zahlt wenn sie es kann. 

it: Joh habe gemeint, der Regierungschef wolle den ganzen Reingewinn für 
. 

die Regierungslasten heranziehen. 

Chef : Das habe ich nie vermeint. 

31 
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Depelt: Dann hat der Herr Regierungschef erwhnt, dass man wisse, dass die 

Sparkassa eine Katastrophe durchgemacht hat. Unser Bestreben ist 

nun gerade, dass dieser Eindruck rasch verwischt wird. Jn der Schweiz 

hat vor etlichen Jahren glaub ich ein Kanton auch eine Ausfallshaf- 

tung übernommen und auch geleistet. 

-Chef; Die Leistungen der Kantonalbanken in der Schweiz an die Kantone sind 

ganz grosse Die Bank Appenzell-Jnnerroden hat letzthin den 
Kanton? 

Reingewinn von 180,000 Franken an den Staat ab#reten müssen. 

Jeh möchte wünschen, dass es bald zur Abstimmung kommt ich möchte 

den Vorschlag der Finanzkommission empfehlen. Rat Ospelt und der 

Verwalter Batliner waren damals auch dabei und man ist so ziemlich 

einig ause inandergegangen. 
ident 

:" Jch möchte zur Diskussion stellen, wegen Bi lanzb e lassung , dass der 

Zuschuss von 15000 Franken aus der 1930 er Rechnung entnommen wird., 

dass selbstverständlich diese 15000 Franken in der nächst jährigen 

Bilanz nicht berücksichtigt werden, ala eine für 1930 geleistete Sa- 

che, sondern als für 1929 geleistet, sodass diese 15000 Fr als selbst- 

verständlich für das Jahr 1929 und 1930 rückwirkend geleistet wer- 

den. Dann kann ich mich für Vorschlag des Verwaltungsrates der Spar- 

kassa einverstanden finden. 

elt ui Walser. sind damit einverstanden. 

Dann wird es das einfachste sein, den Finanzkommissionsbeschluss zur 

Abstimmung zu bringen. Damit sind die anderen Beschlüsse dann auch 

erledigt. 

Es kommt sodann zur Abstimmung: 

Wer dafür ist, dass dem Beschlusse der Finanzkommission in 

Bezug auf den Geschäftsbericht der Sparkassa pro 1929 stattgegeben 

wird Ind zwar in diesem Sinne, dass die Bilanz wie sie vorliegt 

belassen werde, dasa aber der Sparkassa diese Pflicht der Zustossung 

von 15000 x weiteren Franken für das Jahr 1929 auferlegt werde, 

sodass also de facto ein Reservefondbettand von Fr 45,000 da ist, 

oder je nachdem wie man es errechnet mit dem Uebertrag auf neue Rech- 

nung, der damit einverstanden ist, soll dies durch Handerhebung kund- 
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elt ; 

geb, en. 

Ergebnis . einstimmig. 

Noch eine formale Frage. Joh möchte beantragen dass dieser Be schluee 

nun auch in zwei Teile zerlegt wird, nä, mlich ob die Genehmigung 

erfolgt. Das andere vielleicht in einer getrennten Mitteilung an die 

Sparkassa. 

Jst niemand der zur kurzen Ausführung des Aufsichtsrates noch 

eine Aeusserung zu machen hat, wenn nicht so stimmen wir ab. 

Wer ist dafür, dass der Geschaftsbericht, so wie er vorliegt, vom 

Landtag genehmigt wird, der soll es durch Handerhebung kundtun: 

Ergebniseinstimmig. 

Zum Punkte 2 der Tagesordnung: ( Gesuch der Brunnengenossenschaft 

ie schellen erg . 

8ident" Jn Mittelschellenberg ist ein neuer Brunnen gegraben worden, weil 

der schon bestehende zu wenig reichliches Wasser geliefert hat, ao- 

dass jede Partei nur 3 Stunden den Brunnen zur Verfügung haben konn- 

te. Die Kosten wurden mit 1200 Fr gesch, tzt. Die Finanzkommission 

war der Ansicht, dass hier eine Subvention zuerkannt werden sollte 

und schlägt die Summe von Fr 250. - vor. Vielleicht wird der Abgeord- 

nete Kaiser zur Sache noch reden. 

'gaiser: Joh möchte empfehlen, dass man die Pr 250. - hier bewilligt. 

Abstimmungsergebnis : einnstimmig für Subvention von Pr 250. -. 

Zum Punkte 3} Wartegeld Tierarzt Matt Mauren. 

hel" Bekanntlich wird es einem Tierarzt vom Unterland schwer fallen, 

ohne Wartegeld sein Auskommen zu finden. Der Gesuchsteller ist ein 

sehr tüchtiger strebsamer Tierarzt. Jch möchte es wärmstens unter- 

stiltzen, dass der Antrag der Finanzkommission angenommen wird. 
pro Jahr 

Fs wird sodann das Wartegeld von Fr 1500. -/einstimmig 
Ferd. 

zuerkannt. ( Abg/Risch war augenblicklich abwesend). 

Z3 

e-
ar

ch
iv.

li



12. 

Zu Punkt 4) Pensionsbesuch Wtwe. PJlarianne -Prommelt von Eschen. 

Es liegt ein Gesuch vor, dass das schwere Ungliick, das die Familie ge- 
troffen hat, die Familie in einen Zustand der Unterstützungsbedürftig- 

keit gebrachte habe. Die Finanzkommission, hat die Ansicht gehabt, dass 

eine Pension, wie sie beantragt war, nicht genehmigt werden könne, wei l 

die gesetzliche Grundlage hiefür fehle. Die Finanzkommission hat den 

Vorschlag gemacht, dass eine einmalige Unterstützung in einem höherem 

Ausmasse durch die Regierung erfolgen möge und zwar aus privaten, sozialei 

Ilitteln. Der Vorschlag war, die Höhe)4soll sich in jener des einjährigen 

+Vartegeldes nach Abzug des bereits ausbezahlten Quartals, halten. 

Die Abgeordneten si. «& ( Ferd Riech war augenblicklich abwwesend) 

sind einstimrnimg der Ansicht, dass eine lebenslängliche Pension nicht 

ausgefolgt werden könne. 

Das andere wird vom Land gemacht, ungefahr in Höhe des einj, hrigen War- 

tegeldes. 

Zu Punkt 5) Ergebnis der Abstimmung über die Prbporzinitiative. 

Hierüber werden vom Regierungschef die nötigen Aufklärungen gegebee, 

und das Ergebnis der Abstimmung in den einzelnen Gemeinden zur Kenntnis 

gegeben. 

Der Landtag nimmt hievon Kenntnis. 

Zu Punkt 6) Uebernahme der Zollgebühren Eschenwerk auf das Land. 

Chef: Bekanntlich hat im Jahre 1927 die fürstliche Regierung die Bürgschaft 

übernommen für den Zoll einer Maschinenlieferung für die EschenNerke 

in Höhe von 15,000 Franken. Es ist tatsächlich dann auch dazu gekommen, 

dass die iegierung diese 15000 Fr an die Oberzolldirektion zahlen muss- 

te. Nir haben unsere Forderung im Konkurse angemeldet. Nun kommt ein 

Gesuch der Gemeinde Eschen. -( Es wird sodann das bezügliche Gesuch 

verlesen ) 

Das Gesuch ist sowohl in der Regierung als in der Finanzkommission be- 

handelt worden. Die Fin. Kommission beantragt Verschiebung bis zur Li- 
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quidation des Werkes. 

Es wird sodann einstimmig beschlussen, mit der Behandlung des 

Gesuches bis dahin zuzuwarten. 

Zum Punkte 7. ) Subvention der Winzergenossenschaft Vaduz. 

Es wird zunächst bemerkt, dass die Finanzkommission eine Subvention 

von Fr 350. - beantragt hat und zwar. doll dieser Betrag auf den 

ganzen Neinbau im Lande, mit der entsprechenden Quote verteilt werden. 

epelt: Jeh fühle mich veranlasst zu diesem Punkte einige Ausführungen zu 

machen. Jch meinte nach dem Wortlaute der Tagesordnung, diese Fr 350. - 

seien nur für Vaduz bestimmt. Der Betrag, der hier 
jegewory 

wfrdo, 

ist jedenfalls ganz unzulanglich. Vaduz allein hat' für die BeY. ämpfung 

der Rebschädlinge im Jahre eine Auslage von 1600 bis 1800 Fr. Nach 

der letztjährigen Verteilung würde auf Vaduz Fr 200. - entfallen. 

Jn der Schweiz, in Deutschland Frankreich etz. wird der Neinbau in 

ausgeibigster Weise unterstützt. Jn der Schweiz werden sämtliche Ko- 

sten der Schädlingsbekämpfung vom Staate ersetzt und es wird auch die 

Neuanlage von Reben zu fördern gesucht, indem man die bezüglichen Ko- 

sten auf den Staat übernimmt. Es hat das aber noch eine andere, nicht 

bloss die eine Seite. Der Neinbau hat eine ganz bedeutende volkswirt- 

schaftliche Bedeutung. Jm Vaduzer Neinbau findet eine ganze Reihe 

von Arbeitern und Arbeiterinnen während des grösseren Teiles des 

Jahres Beschäftigung. Jm fürstlichen Weinberg allein ist höchstens im 

Winter die Arbeit gänzlich eingestellt. Auch die anderen Weinbergbe- 

sitzer sind mehr oder weniger darauf angewiesen. Joh möchte den ddein- 

bau nicht als Stiefkind behandelt wiesen. Bei der Versammlung der 

Winzergenossenschaft am 19. März wurde einhellig der Wunsch geäussert, 

dass von Staatswegen für den Weinbau mehr geschehen möge, vor allem 

nach der Richtung eines Landesbeitrages zur Beschaffung der Mittel 

zur Bekämpfung der Rebbauschädlinge. Job erlaube mir, bereit s heute 

schon daran zu erinnern dass jedenfalls noch ein Gesuch kommen 

wird, dass Landesbeiträge auch für Neuanlagen gewährt werden. 

Balzers hat z. B. Flächen, di e einem Neu-Anbau mit Vorteil zugeführt 

werden könnten. Es ist noch zu bemerken, dass wenn ein einziger Bau& 
im Punkte Schädlingsbekämpfung 

der z. B. auch 4 Franken Auslagen/scheut, weil er sie nicht hat, 
die 

imirim ganze Umgebung seines Weinbergera der Gefahr aussetzt, 
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Jch möchte beantragen, dass dieser Beitrag ganz wesentlich er- 
höht werde. Jm Vergleich zu dem, was für andere Gebiete getan wird 

und getan werden muss, ist das kein Verh, ltnis. Jn Vaduz spielt der 

Weinbau in seinem Bargeldertrag eine nicht viel geringere Bedeutung 

als die Viehzucht. Jch bitte auszurechnen, was auf Vaduz für Viehzucht- 

zwecke entfällt, dann ersuche ich den Vergleich zuziehen. Jm Neinbau 

finden auch noch Leute Beschäfti gong , die sonst keine Arbeit mehr 
finden. 

Wenn die Landesmittel es erlauben, möchte ich den Antrag Ospelts 

unterstützen, dass diese Sachen erhöht werden im Jnteres_se der Land- 

wirtschaft. 

$"Ohef: Jeh möchte vorweg bemerken, dass der Betrag von Fr 350. - propor- 

tionell ist Es ist selbstverständlich, je mehr gegeben werden könn- 

te, desto besser wäre es. Aber man muss auch auf die Mittel des Staa- 

tes schauen. Ein Gesuch wird eben das andere rufen. wVir kommen dann 

auf eine Linie, wo das Subventionieren nicht mehr aufhört. 

Es ist auch meine Ansicht, dass der Weinbau für Vaduz eine ausser- 

ordentlich grosse Rolle spielt. Der Vaduzer macht den grössten Teil 

des Ruhmes von Vaduz aus 

Joh bin nicht gegen eine Erhöhung der Subvention, aber der Konsequenzen 

wegen bitte ich schon, sich in einembescheidenen Rahmen zu halten. 

Aelt: Grund und Boden sind bei uns das wichtigste volkswirtschaftliche Gut, 

das wir zu fördern haben. Heute ist nur Grund und Boden das, was bei uns 

eigentlich tätig sein sollte. Leider ist gegenwärtig die gesamte Land- 

wirtschaft in einer ungewöhnlich ungünstigen Lage. Diese wird nicht 

allein dadurch gehoben, dass vielleicht die Viehpreise um 100-200 Fr 

pro erstklassiges Stück sich heben, sondern dass grundlegend andere 

Verhältnisse geschaffen und der Betrieb intensiviert wird. Dann wäre 

die Grundzusammenlegung eine Frage, die allen Ernstes studiert und ge- 

fördert werden sollte. Es wäre wirklich höc, ste Zeit, dass wir jemand 

hätten, der uns beraten würde in diesem Punkte, vielleicht ein Fachmann 

aus Vorarlberg, Es ist das von grosser wirtschaftlicher Bedeutung. Der 

Weinbau in Vaduz spielt wirklich wirtschaftlichLjine verhältnismassig 

grosse Rolle. Es werden viele Leute beschaftigt% r Familien können 

z. B. erst die Linsen zahlen, wenn sie den Weinerlös bezahlt erhalten, 
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Wie lange ist es schon her, dass sich hier ein Bauer ein neues An- 

Wesen zu bauen getraute, es sind 7-8 Jahre her. Keiner hat es riskiert. 

Den Nachteil hat dann auch das Baugewerbe und , das andere Gewerbe, 

Wenn man dem Bauer nicht hilft. Es ist daher einer der berechtigsten 

Wahrsprüche: Hat der Bauer Geld, haben alle Geld. Wenden Sie daher 

alle Aufmerksamkeit der Hebung der einheimischen Landwirtschaft , 
und der Hebung der Erträgnisse von Grund und Boden zu. Damit leisten 

wir der gesamten Volkswirtschaft den besten Diaast. Jn dieser Hin- 

sicht erhöhen Sie den Beitrag für den Weinbau. 

Jeh möchte den Antrag Ospelts auft wärmste unterstützen, seine ganzen 

Ausführungen möchte ich unterstützen. Wenn man mit Subventionen bei- 

kommt, wird manches rentabel, was sonst nicht rentabel wäre. Die ganze 

Landwirtschaft soll möglichst subventioniert werden Gartelbau, alles 

da. Jeh möchte w{inschen, dass grosszügige Projekte ±kz über Subventio - 

nierungen der Landwirtschaft geschaffen werden. 

" Joh möchte jetzt diesen Punkt zu Ende gej'ührt wissen, solange vom 

-Nein zu hören, macht schon Durst. 

Jch bin Bauer mit Leib und Seele. I ir dürfen uns an dieser Stelle aber 

nicht vom Jdealismus leiten lassen. Uns tat es auch weh, als wir 

verschiedene Subventionen von früher so zurückstutzen musste. Aber 

heute plötzlich so freigebig sein, das kommt mir geradezu sprung- 

haft vor. Nenn der Jahreshaushalt es erlaubt, anders zu handeln, dann 

kann man grössere Beitrage leisten. Wir haben doch ganz grosse Projekte 

zu besorgen, wo wir Geld gewiss gut brauchen können. Wenn der Betrag 

wie er von der Finanzkommission vorgeschlagen wurde, bescheiden er- 

höht wird, bin ich nicht dagegen. Schliesslich kämen sonst alle mit. 

Subventionsgesuchen, wo kämen wir dann hin. Entweder müssten wir sie 

alle abweisen oder bei allen in bescheidenem nahmen bleiben. 

Die Stellungnahme in der Sache ist wirklich schwer. Jah kann mich 

einerseits der 
2'J 

chtigkeit der Aus Führungen Ospelts nicht ver- ZE 

sehliessen. Aiädernfalla aber muss ich den Standpunkt des Abg. Peter 

Büchel, als Vertreters der Landesfinanzen voll und ganz würdigen, 
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I. 

Joh möchte deshalb einen Vermittlungsvorschlag machen, dass die 

Subvention auf Fr 500. - erhöht wird. 

Der Antrag des Abg. Plalser wird somit mehrheitlich angenommen. 

Wir hätten noch eine Wahlprüfungskommission zu bestellen, um die 

+Vahl der 4 neu stz" zugewählten Mitglieder des Landtages kurz zu 

überprüfen. 

Es werden sodann gewählt, Peter Büchel Mauren, Ferd. Risoh 

Schaan und Georg Vogt Balzers. 

Diese werden ersucht, in der nächsten Sitzung kurz über die Prüfung 

zu referieren. 

Die Sitzung wird sodann um 12 1/4 Uhr geschlossen-. 

Gefertiget: 
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